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Leopold , von Gottes Gnaden

Großherzog von Baden , Herzog von Zähringen .

Mit Zuſtimmung Unſerer getreuen Stände

haben Wir beſchloſſen und verordnen wie folgt :

§. 1.

Wenn in einem Orte , einem Bezirke oder einem

Kreiſe die Sicherheit des Staates dergeſtalt gefährdet

iſt , daß zu ihrer Aufrechthaltung Die ordentlichen

Geſetze daſelbſt nicht mehr ausreichen , kann die Staats⸗

regierung denſelben in Kriegszuſtand erklären , deſſen
Dauer , vorbehaltlich früherer Aufhebung , jeweils auf

vier Wochen beſchränkt iſt .

Der Commandant einer zur Aufrechthaltung der

öffentlichen Ordnung beſtimmten Truppenabtheilung
kann , im Einverſtändniſſe mit dem ihm beigegebenen

Civilcommiſſär , jeweils auf acht Tage einzelne Orte

der Bezirke ſelbſt in den Kriegszuſtand erklären , und

dies in einer den Umſtänden angemeſſenen Weiſe

oͤffentlich bekannt machen .

g2 .

Wer an einem im Kriegszuſtand befindlichen Drie :

1. Waffen trägt , ohne dazu von der Civilbehörde

oder von der Militärbehörde ermächtigt zu ſein ,

oder Andere zu einem öffentlichen Auftreten

mit Waffen auffordert , oder

2 . in Beziehung auf die Zahl , die Marſchrichtung
oder angeblichen Siege der Aufrührer , falſche

Gerüchte ausſtreut oder verbreitet , wele gez



eignet ſind , das Publikum zu beunruhigen ,
oder die Civil - oder Militärbehörden in Be⸗

ziehung auf ihre Maßregeln irre zu führen ,
oder

3 . eine Volksverſammlung veranlaßt , derſelben
beiwohnt oder zum Erſcheinen dabei auffordert
oder

4 . einer zuſtändigen Handlung der Civil - oder

Militärbehörde ſich widerſetzt , ein aus Veran⸗

laſſung des Kriegszuſtandes , im Intereſſe der

öffentlichen Sicherheit erlaſſenes oder erneuertes

polizeiliches Verbot übertritt , oder zu ſolchen
Uebertretungen Andere aufreizt , oder

5 . ſei es durch Schrift oder Rede , oder wie ſonſt

zu einem Verbrechen des Hochverrathes , Landes⸗

verrathes , Aufruhrs , der öffentlichen Gewalt⸗

thätigkeit , Widerſetzlichkeit oder einer Befreiung
der Gefangenen , oder zur Theilnahme an einem

ſolchen Verbrechen auffordert , oder

6 . Soldaten zur Untreue zu verleiten ſucht , oder

7. die Eiſenbahn ſo beſchädigt , daß dadurch die

militäriſchen Bewegungen gehindert werden

könnten,
r

wird fofort verhaftet , um , fo fange der Kriegszuſtand
dauert , nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes als

Gefangener behandelt zu werden .

§. 3.

Der nach §. 2 vom Militär oder von der Poli⸗

zeibehörde Verhaftete wird nah §. 15 der Verfaſſungs⸗
urkunde innerhalb zwei Tagen von dem Beamten

vernommen .



Von einem Civil⸗ und zwei Militärbeamten , oder ,

wenn er eine Militärperſon iſt , von drei Militärbe⸗

amten wird ſofort , ohne Zulaſſung eines Rechtsmittels ,

entſchieden , ob die Gefangenſchaft fortzudauern habe .

§. 4.

Dem Militärcommandanten ſteht es zu , den Ge⸗

fangenen an irgend einem ſicheren Verwahrungsorte
im Inlande oder einem anderen Bundesſtaate feſtzu⸗

Halten , oder auh fon vor Ablauf Deg im - $. 2 erz

wähnten Termins an den wegen des verübten Ver⸗

brechens oder Vergehens zuſtändigen Richter abzuliefern.
§. 5 .

Wenn dte Handlung , wegen welcher nach §. 2

die Verhaftung erfolgt iſt , an und für ſich ſonſt mit

keiner oder nur mit einer geringeren Strafe als mit

Arbeitshaus von drei Monaten bedroht iſt , ſo wird

ſie , als an einem im Kriegszuſtande befindlichen Orte

verübt , jedenfalls mit einer Strafe von 14 Tagen

Gefängniß bis zu 3 Monaten Arbeitshaus getroffen .

Iſt das Verbrechen an und für ſich ſchon mit einer

Strafe von 3 Monaten Arbeitshaus oder mit einer

Höheren Strafe , jedoch nicht mit dem Tode bedroht,

ſo wird ein Strafzuſatz erkannt , der nicht weniger

als einen Monat Arbeitshaus und nicht mehr als

zwei Jahre Zuchthaus betragen darf . Der §. 52 des

Strafgeſetzbuchs iſt auch in dieſem Falle anwendbar .
§. 6 .

Gegen Denjenigen , welcher in einem im Kriegs⸗

zuſtand befindlichen Orte eine Widerſetzlichkeit oder

Gewaltthätigkeit gegen die Civil - oder Militärdiener
mit Waffen in der Hand verübt , iſt die ſofortige
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Anwendung der Waffengewalt ohne irgend eine Be⸗

ſchränkung zuläſſig .

§. 7.

Sind eine Mehrzahl von Bewaffneten bet ein -

ander , ſo wird gegen ſie , wenn ſie in bedrohlicher
Stellung ſind , ſogleich , außerdem aber , wenn ſie
auf Anrufen nicht alsbald die Waffen niederlegen
und ſich ergeben , ohne allen Verzug die Waffenge⸗
walt unbeſchränkt angewendet und ſelbſt die Fliehenden
werden damit verfolgt .

§. 8.

Iſt durch den in einer Gemeinde aus gebrochenen
Aufruhr eine militäriſche Beſetzung des Ortes nöthig
geworden , ſo kann von Uns der Gemeinde , welche,
wie ſich von ſelbſt verſteht , die Koſten der Beſatzung
zu tragen hat , zugleich eine Kriegsſteuer auferlegt
werden , die jedoch dernachträglichen ſtändiſchen Zu⸗
ſtimmung unterliegt .

§. 9 .

Dieſes Geſetzverliert ſeine Wirkſamkeit von ſelbſt
beim Schluſſe des nächſten Landtags , wenn es dort

nicht erneuert wird .

Gegeben zu Carlsruhe in U nſerem Staats⸗

miniſterium , den 7 . Juni 1848 .

Leopold .
Pekk , F. Hoffmann .

Auf allerhöchſten Befehl Seiner Königlichen
Hoheit des Großherzogs : Büchler .



II .

Leopold , von Gottes Gnaden

Großherzog von Baden , Herzog von Zähringen.

Mit Zuſtimmung Unſerer getreuen Stände

haben Wir beſchloſſen und verordnen wie folgt :
Art . 1 .

In Zeiten eines ausgebrochenen oder nahe dro⸗

henden Krieges oder hochverrätheriſchen Aufruhres

von größerem Umfange kann für das ganze Armee⸗

corps oder für einzelne Truppenabtheilungen , ſobald

ſich ein verbrecheriſcher Geiſt darin zeigt, das Stand⸗

recht erklärt werden .
Aft . 2 .

Die Anordnung deſſelben geſchieht durch den

Diviſionscommandanten , die Verkündung nach einem

mit der Trommel oder Trompete gegebenen Zeichen

vor verſammeltem Truppenkörper durch deſſen Befehls⸗

haber .
Art . 3 .

Die Folge davon iſt ein abgekürztes Verfahren

wegen aller in den Geſetzen bedingt oder unbedingt

mit Todesſtrafe bedrohten Verbrechen , insbeſondere
1 . wegen Treuloſigkeit ,

2 . wegen thätlicher Inſubordination ,
3 . wegen Plünderung .

Art . 4 .

Das ftandrechtliche Verfahren findet vor einem

vom Commandirenden zu berufenden außerordentlichen

Kriegsgerichte ſtatt , welches aus ſieben Perſonen be⸗

ſteht , nämlich :



1 Stabsoffizier als Vorſitzender ,
1 Hauptmann oder Rittmeiſter ,
1 Oberlieutenant ,
1 Lieutenant ,
1 Feldwebel oder Wachmeiſter ,
1 Corporal ,

1 Soldat .
Hat der Angeklagte einen höheren Rang , als den

eines Majors , ſo wird je ein weiterer Stabsoffizier
im aufſteigenden Grad , mit Weglaſſung einer ver⸗

hältnißmäßigen Anzahl Mitglieder von unten auf
beigezogen .

Wit , 5.

Das Amt des Anklagers wird einem Offizier
aufgetragen . Ebenſo das des Uuẽterſuchungsbeamten,
ſofern nicht augenblicklich ein Auditor oder ein anderer

Rechtsgelehrter zu Gebote ſteht .

Art . 6 .

Dieſes außerordentliche Kriegsgericht verhandelt
in folgender Weiſe :

1. Das Verfahren iſt mündlich und öffentlich
und muß ohne Unterbrechung , einſchließlich
der Urtheilsvollſtreckung , jedesmal innerhalb
vierundzwanzig Stunden beendigt ſein .

2 . Nach Vernehmung der Anklage ſchreitet der

Unterſuchungsbeamte zur Vernehmung des

Angeklagten und der ſofort zu beeidigenden
Zeugen , wobei nur auf das in der Anklage
bezeichnete Verbrechen Rückſicht genommen

wird .



3 . Der Angeklagte kann aus der Zahl der am

Orte anweſenden Militärperſonen einen Ver⸗

theidiger wählen . Waählt er keinen , ſo beſtellt

ihm das Gericht einen ſolchen aus der Reihe
ſeiner Ranggenoſſen . Der Vertheidiger muß
die ihm übertragene Vertheidigung übernehmen ,

er
iſt , ſo oft er es verlangt , zu hören . Das

letzte Wort gebührt jedesmal dem Angeklagten .

= Das Gericht kann nur zum Tode verurtheilen

( Art . ) , oder völlig freiſprechen , oder die

Sache zur weiteren Unterſuchung und Erledigung
an das ordentliche Kriegsgericht verweiſen .

Letzteres geſchieht namemlich , wenn auf eine

geringere als Todesſtrafe zu erkennen iſt , ſei es,

daß das Verbrechen des Angeklagten nicht unter

die mit Todesſtrafe bedrohten gehört , oder daß

Milderungsgründe vorhanden find ; ebenſo , wenn

die Sache nicht hinreichend aufgeklärt oder nicht

dringend erſcheint .

5. Die Abſtimmung geſchieht von unten herauf ,

und der Vorſitzende ſtimmt nur bei eintretender

Stimmengleichheit mit ; zum Todesurtheil iſt

jedoch eine Mehrheit von vier Stimmen , die

des Vorſitzenden nicht gezählt , erforderlich .

6 . Ueber den Hergang der Sache iſt eine minde⸗

ſtens ſummariſche Aufzeichnung zu machen ; das

Urtheil muß wörtlich , wie es verkündet wird ,
niedergeſchrieben und die Beurkundung des ganzen

Vorgangs von wenigſtens dreien Derjenigen , die

F i dabei mitgewirkt haben , unterſchrieben werden .



Art , 73

Gegen ſtandrechtliche Verurtheilung findet kein

Rechtsmittel , weder Rechts⸗ noch Gnadenrecurs ,
noch Reviſion oder Reflitution ſtatt .
Das Obereommando kann ſich jedoch die Prüfung

und Genehmigung vorbehalten .
Gegeben zu Carlsruhe in Unſerem Staats⸗

miniſterium , den 7. Juni 1848 .

Leopold .
$ , Hoffmann .

Auf allerhöchſten Befehl Seiner Königlichen Hoheit
des Großherzogs : Büchler .

III

Leopold , von Gottes Gnaden
Großherzog von Baden , Herzog von Zaͤhringen .

In Anbetracht der Gefahren , denen das Groß⸗
herzogthum durch die Uſurpation einer revolntionären

Regierung ausgeſetzt ift , und in Erwägung , daß die

Reichstruppen mit den ſich ihnen anſchließenden treu

gebliebenen badiſchen Truppen gur Wiederherſtellung
der Staatsordnung in das Großherzogthum einrücken ,
finden Wir Uns veranlaßt , auf den Grund des §. 66

der Verfaſſungs⸗Urkunde und im Einverſtändniß mit
der deutſchen Centralgewalt zu verordnen , wie folgt :

Sat

Der Militär⸗Commandant , der wenigſtens eine

Brigade zu befehligen hat , iſt ermäͤchtigt, diejenigen
Bezirke , in denen er es für nöthig erachtet , in Unſerem



at

Namen , nach dem Geſetz vom 7 . Juni 1848 , in

Kriegszuſtand zu erklären , mit der ferneren Wirkung ,

daß für die in Kriegszuſtand erklärten Bezirke nicht

nur gegen die aufrühreriſchen Truppen nach dem Geſetz

über das militärſtandrechtliche Verfahren vom 7 . Juni

1848 , ſondern allgemein nach Maßgabe der nach⸗

folgenden 88. — 5 das Standrecht eintriit .

§. 2 .

Wer während der Dauer des Kriegszuſtandes

1 . bewaffnet an einem Angriffe oder Widerſtand

gegen die geſetzliche Autorität oder bewaffnete

Macht , oder an einer unerlaubten bewaffneten

Verſammlung Antheil nimmt , oder ſich auf dem

Wege dazu oder zu einem gewaltſamen Unter⸗

nehmen befindet , — oder wer

2 . zu ſolcher Bewaffnung oder ſolchem Waffen⸗

gebrauch oder überhaupt zu Hochverrath , Landes⸗

verrath oder Aufruhr auffordert ,

3 . Soldaten in irgend einer Weiſe zum Treubruch
verleitet ,

4. Anlagen macht , oder beftehende Aulagen zerſtört ,

um militäriſche Bewegungen zu hindern ,

5. den Aufrührern als Spion dient , oder die für

die Wiederherſtellung der Staatsordnung ein⸗

ſchreitenden Truppen zu ihrem Nachtheil irre

zu führen ſucht ,
wird ſtandrechtlich mit dem Tode , oder bei minderer

Betheiligung mit Zuchthaus von 10 Jahren beſtraft .



§. 8. ;

Dieſe Vergehen werden von einem Kriegsgericht
abgeurtheilt , welches nach Artikel 4A des am 7. Juni
1848 über das ſtandrechtliche Verfahren beim Militär

erlaſſenen Geſetzes zuſammengeſetzt wird , Sn fo weit
e8 Civilperſonen betrifft , findet dabei der letzte Abſatz
des Art . 4 des gedachten Geſetzes keine Anwendung .

Das Verfahren richtet ſich nach den Artikeln — 7
des nämlichen Geſetzes , jedoch mit der Aenderung ,
daß das Gericht in den dazu geeigneten Fällen auf
die im 8. 2 erwähnte zehnjährige Zuchthausſtrafe
erkennt und den alsbaldigen Vollzug anordnet . Kann

wegen ungenügender Aufklärung der Sache weder die

zehnjährige Zuchthausſtrafe noch die Todesſtrafe er⸗

kannt und der Angeſchuldigte auch nicht ſogleich völlig
freigeſprochen werden , oder erſcheint die Aburtheilung
hinſichtlich eines Angeſchuldigten überhaupt nicht als

Dringend , fo wird die Sache zur weiteren Unter -

ſuchung und Erledigung an den ordentlichen Richter
verwieſen . Bei der im Art . 6 Nr . 3 des Geſetzes
vom 7 . Juni 1848 erwähnten Wahl eines Ver⸗

theidigers iſt der Angeklagte , der nicht zum Militär

gehört , in ſeiner Auswahl nicht auf Milttärperſonen
beſchränkt und eben ſo wenig das Gericht , voraus⸗

geſetzt , daß das Verfahren dadurch nicht aufgehalten
wird ,

§. 4.

Iſt das Todesurtheil gegen eine größere Anzahl
ber am nämlichen Vorgang Betheiligten ausgeſprochen ,
ſo wird der Commandirende hinſichilich der darunter
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befindlichen verhältnißmäßig weniger ſchwer Belaſteten

den Vollzug des Erkenntniſſes aufſchieben , und Unſere

Entſchließung über Begnadigung oder Strafverwand⸗

lung einholen .

§. 5 .

Hinſichtlich der Theilnehmer an den hochver⸗

rätheriſchen Unternehmungen ſeit dem 11 . Mai deN ,

die nicht erſt nach Verkündigung des Kriegszuſtandes

eine ber im §. 2 erwähnten Handlungen verüben ,

findet dieſe Verordnung nur auf Diejenigen Anwen⸗

dung , welche zu den Anſtiftern gehören , oder an

der hochverrätheriſchen Verbindung Theil

genommen haben , und nicht nach Verkündigung

dieſer Verordnung ohne allen Verzug ſich völlig

losſagen , indem ſie ſich der geſetzlichen Gewalt unter⸗

werfen , und zugleich Alles , was in ihren Kräften

ſteht , beitragen , auch die Mitſchuldigen zur ſchleunigen

Unterwerfung zu bringen , und dadurch den weiteren

ſtrafbaren Erfolg ihrer verbrecheriſchen Unterneh⸗

mungen zu verhindern .

§. 6 .

Waͤhrend der Dauer des Kriegszuſtandes ſind

alle Bezirks⸗ und Ortsbehörden , die ſich mit der

Sicherheitspolizet und überhaupt mit der Aufrecht⸗

haltung der öffentlichen Ordnung zu befaſſen haben ,

dem Militärcommandanten untergeordnet , und aud

die Bürgerwehr ſteht unter ſeinem Oberbefehl ,

In allen Bezirken , in welchen ſich Truppen

befinden , koͤnnen die Militärbehörden die Sicherheits⸗
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polizei auch unmittelbar ſelbſt handhaben , zur Aufrecht⸗
haltung der öffentlichen Ordnung in Gemeinſchaft
mit den ihnen beigegebenen Civileommiffären auch
polizeiliche Anordnungen und Verbote erlaſſen , die

Uebertretungen mit Feſtnehmung und polizeilicher
Strafe bedrohen , und dleſe durch die Civilbehörden
vollziehen laſſen , oder nach Umſtänden ſelbſt vollziehen .

Gegeben in Unſerem Staatsminiſterium zu
Frankfurt a . . , den 9 . Juni 1849 .

Leopold.Klüber . Stengel .

IV .

Leopold , von Gottes Gnaden
Großherzog von Baden , Herzog von Zähringen.

Unter Bezug auf das proviſoriſche Geſetz vom

9 . d. . , Regierungsblatt Nr . XXXII . , den Kriegs⸗
zuſtand und das Standrecht betreffend , erklären Wir ,
ſo weit ſolches nicht ſchon auf den Grund des 8. 1

jenes Geſetzes durch die Militärcommandanten geſchehen
iſt , andurch das ganze Großherzogthum in den

Kriegszuſtand , und zwar mit allen in den 88. — 6

des erwähnten Geſetzes aufgeführten Wirkungen .
Gegeben in Unſerem Staatsminiſterium zu

Mainz , den 23 . Juni 1819 .

Leopold .
A. v . Roggenbach . Stabel .

— ———
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V .

Leopold , von Gottes Gnaden

Großherzog von Baden , Herzog von Zähringen .

Nach Anſicht des Geſetzes vom 7 . Juni vorigen

Jahres , Regierungsblatt Nr . XXXVII . , und nach

Anhörung Unſeres Staatsminiſteriums , wird die

unter dem 23 . vorigen Monats im Regierungsblatte

Nr . XXXVI . verkündete Erklaärung deg Kriegs⸗

zuftandes und des Standrechts für Unſer ganzes

Großherzogthum hiermit auf weitere vier Wochen

von heute an erneuert .

Gegeben zu Mainz , den 13 . Juli 1849 .

Teopold .
A. v . Roggenbach . Stabel .

Auf allerhöchſten Befehl Seiner Königlichen

Hoheit des Großherzogs : Schunggart .

VI ,

Qeopold , von Gottes Gnaden

Großherzog von Baden , Herzog von Zaͤhringen .

In Anbetracht , daß bei der thatſächlichen und

rechtlichen Auflöſung Unſeres Armeecorps der höchft

dringliche Vollzug des verkündeten Standrechtes durch

Unſer eigenes Militär im gegenwärtigen Augenblicke
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als unmöglich erſcheint , und eben deshalb das Ober⸗
eommando der Königlich Preußiſchen Operationsarmee
am Rhein auf Unſer Anſinnen dieſen Vollzug nach
Maaßgabe Unſerer Geſetze vom 7 . Juni des vorigen
und vom 9 . Juni dieſes Jahres übernommen hat,
dabei jedoch einige nähere Beſtimmungen rückſichtlich
des Verfahrens eintreten müſſen , verordnen Wir

nachträglich zu den angeführten Geſetzen , nach An⸗

hörung Unſeres Staatsminiſteriums , wie folgt :
1. Als Ankläger kann in allen Fällen jeder badiſche

Staatsbürger aufgeſtellt werden , ebenſo als

Vertheidiger , vorausgeſetzt daß das Verfahren
| dadurch nicht aufgehalten wird .

i
2. Die Prüfung und Genehmigung , mele nach

Artikel 7 des Geſetzes vom 7 . Juni 1848 das

Obercommando ſich vorbehalten kann , ſteht
Unſerem Kriegsminiſterium zu und iſt bei

ſolchem Vorbehalte der Vollzug des Erkenntniſſes
wie in dem , §. 4 Deg Geſetzes vom 9. Juni
dieſes Jahres erwähnten Falle , aufzuſchieben.

Gegeben zu Maing , den 19 , Suli 1849 ,

Leopold,
|A. v. Roggenbach . Stabel , -

Auf allerhöchſten Befehl Seiner Königlichen
Hoheit des Großherzogs : Schunggart .
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VII .

Bekanntmachung .

Im Namen Seiner Königlichen Hoheit des

Großherzogs von Baden und unter Hinweiſung auf

die Großherzoglich Badiſche Verordnung vom 9 . d. . ,

das Standrechtsgeſetz betreffend , wird andurch der

Unter⸗ und Mittelrheinkreis des Großherzogthums

Baden mit der Wirkung in den Kriegszuſtand erklärt ,

daß für dieſe beiden Regierungsbezirke nicht nur

gegen die aufrühreriſchen Truppen nach dem Groß⸗

herzoglich Badiſchen Geſetze über das ſtandrechtliche

Verfahren vom 7 . Juni 1848 , ſondern allgemein

nach Maaßgabe der Paragraphen 2 bis 5 der Ver⸗

ordnung vom 9 . d. M. das Standrecht eintritt,

Zwingenberg , den 15 . Juni 1849.

Der Befehlshaber

der Reichstruppen zwifhen dem Atain und Mekar ,

gez . von Peucker .



VIII ,

Erklaͤrung des Großherzogthums Baden in

den Kriegszuſtand .

Da die Aufrührer im Großherzogthum Baden

fortfahren , ſich zum bewaffneten Widerſtande gegen
die zur Herſtellung der rechtmäßigen Regierung im

Lande , an deſſen Grenzen verſammelte Armee zu

rüſten , auch bereits durch den Kampf ſelbſt derſelben
entgegen getreten ſind , ſo erkläre ich, als Ober⸗

befehlshaber der zu jenem Zwecke gegen Baden auf⸗
geſtellten preußiſchen Armee , dag ganze Grop -
Herzogthum Baden Hiermit in den Kriegs -

zuſtand .
Hiernach verfallen nunmehr alle diejenigen Per⸗

ſonen in dem Großherzogthum Baden , welche den

unter Meinen Befehlen ſtehenden Truppen durch eine

verraͤtheriſche Handlung Gefahr oder Nachtheil bereiten⸗
dem Kriegsgericht .

Die Corps⸗Commandeurs haben hiernach das

Erforderliche anzuordnen und ſind befugt , die Todes⸗

Urtheile zu beſtätigen .

Neuſtadt a . d. Haardt , den 19 . Juni 1849 .

Der Oberbefehlshaber
der preußiſchen Operationsarmee am Rhein ,

Prinz von Preußen .
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